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I. Anfrage 

Die Einführung im letzten Dezember der S-Bahn-Verbindung zwischen Bulle und Romont und die 
in zwei Jahren anstehende Inbetriebnahme der S-Bahn-Verbindung Bulle–Palézieux haben 
Auswirkungen auf den Alltag der Bauern, deren Höfe und Weideplätze durch die Bahnlinie getrennt 
sind, weil die Zahl der Züge mit der S-Bahn zunimmt und diese Züge erst noch rund 25 km/h 
schneller fahren. 

Wären der Staat und die TPF bereit, sich aus praktischen Gründen und vor allem auch aus Gründen 
der Sicherheit am Bau von Viehdurchlässen finanziell zu beteiligen, da es schwierig bis gefährlich 
ist, mit immer grösseren Herden während mehrerer Monate zweimal am Tag die Bahnlinie zu 
queren? 

4. April 2012 
 
 
II. Antwort des Staatsrats 

Ob mit einem Fahrzeug oder mit einer Tierherde: Bahngeleise dürfen ausschliesslich an den dafür 
vorgesehenen Stellen (Niveauübergang, Über- oder Unterführung) über- bzw. unterquert werden. 
Bahnübergänge, die nicht mehr den Sicherheitsnormen entsprechen, sind gemäss Eisenbahngesetz 
des Bundes (EBG) und dessen Ausführungsverordnung bis spätestens 31. Dezember 2014 zu 
sanieren. 

Die Finanzierung dieser Massnahmen ist in den Artikel 25 bis 29 EBG geregelt: Die Kosten werden 
vom Eisenbahnunternehmen und vom Strasseneigentümer getragen, wobei jede Partei in dem 
Umfange an die Kosten beizutragen hat, als ihr aus der Umgestaltung der Anlage Vorteile 
erwachsen. Können sich die Parteien nicht einigen, legt das Bundesamt für Verkehr (BAV) den 
Kostenverteiler fest. 

Des Weiteren kann der Staat gemäss Strassengesetz vom 15. Dezember 1967 finanzielle Beiträge an 
die Kosten für die Aufhebung oder Sicherung von gefährlichen Bahnübergängen leisten 
(Art. 136 ff. StrG). 

Nach diesen einleitenden Worten kommt der Staatsrat zur gestellten Frage. 

Auf dem TPF-Bahnnetz gibt es mehrere hundert Kreuzungsstellen. Zahlreiche dieser Bahnübergän-
ge müssen nach einschlägigem Recht bis 2014 saniert werden. 
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Solche Bahnübergänge werden je nach Situation aufgehoben oder angepasst. Bei den Übergängen 
für das Vieh sind folgende Sanierungsmassnahmen denkbar: 

> Einrichtung einer manuellen Schranke, die grundsätzlich geschlossen bleibt und deren Öffnung 
mit einem Anruf an das Leitzentrum in Bulle veranlasst werden muss 

> Bau eines Viehdurchlasses (grosses Rohr) 
> Einrichtung von automatischen Schranken. 

Die Kosten betragen je nach gewählter Lösung zwischen einigen zehntausend Franken und 
mehreren hunderttausend Franken. 

Jeder Fall wird unter Berücksichtigung der spezifischen Parameter wie Nutzungsfrequenz und 
Topgrafie einzeln analysiert und behandelt werden. Die betroffenen Landwirtinnen und Landwirte 
werden angehört werden. Sollten sich die Parteien – das Bahnunternehmen einerseits und der 
Eigentümer des Übergangs (in der Regel die Landwirtin bzw. der Landwirt) andererseits – nicht 
über den Kostenverteiler einigen können, entscheidet das BAV. 

Ein neuer Bahnübergang wird im Prinzip nur dann erstellt, wenn im Gegenzug mehrere aufgehoben 
werden können. Das BAV subventioniert im Normalfall keine neuen Bahnübergänge ohne die 
Sanierung von bestehenden. 

Sofern die Sanierung die im Strassengesetz definierten Vorgaben (Art. 136 und 137 StrG) erfüllt, 
übernimmt der Staat 65 % der tatsächlichen Kosten gemäss Schlussabrechnung; der Kantonsbeitrag 
kann jedoch höchstens 78 000 Franken betragen. 

Der Staatsrat ist der Ansicht, dass die Sanierung der gefährlichen Bahnübergänge vordringlich ist. 
Die TPF ihrerseits setzen beträchtliche finanzielle Mittel ein, um die rechtlichen Vorgaben in Bezug 
auf die Sicherheit innerhalb der gesetzten Frist einzuhalten. 

Abschliessend kann festgehalten werden, dass sich der Staat und die TPF nach einschlägigem Recht 
an den Kosten für Viehdurchlässe zur Querung von Eisenbahnlinien beteiligen, sofern in diesem 
Rahmen ein oder mehrere gefährliche Bahnübergänge saniert werden. 

30. Mai 2012 


